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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

«Wir haben ein Problem», begann Gregor Rutz (svp, ZH) sein Votum für seine
parlamentarische Initiative, mit der er das Parlamentsgesetz um ein Verbot der
Einreichung von parlamentarischen Initiativen und Vorstössen während
Sondersessionen erweitern wollte. Das Parlament habe mit einer «Vorstossflut» zu
kämpfen; seit den 1990er Jahren habe sich die Zahl der Vorstösse nahezu verdreifacht.
Dies sei nicht nur ein Zeit-, sondern auch ein Kostenproblem. In der Begründung seiner
Forderung hatte Rutz vorgerechnet, dass bei durchschnittlichen Kosten eines
Vorstosses von CHF 6'120 – ein mittlerer Wert, der 2007 von den Parlamentsdiensten
als Antwort auf eine Interpellation Spuhler (svp, TG: Ip. 07.3176) errechnet worden war –
die Vorstösse im Jahr 2021 gegen CHF 12 Mio. gekostet hätten, Folgekosten nicht
eingerechnet. 1991 sei die Möglichkeit der Sondersession eingeführt worden, damit
Pendenzen abgebaut werden könnten, so Rutz weiter. Allerdings seien in allen
Sondersessionen seit 2016 total 214 Geschäfte erledigt und 953 neue Vorstösse
eingereicht worden, was «nicht im Ernst ein Abbau der Pendenzenlast» bedeute. Aus
diesem Grund schlage er mit seiner parlamentarischen Initiative vor, dass in
Sondersessionen keine neuen Anliegen eingereicht werden dürfen.
Das etwas zu lange Votum, das von Nationalratspräsident Candinas (mitte, GR) mit dem
Heiterkeit auslösenden Hinweis unterbrochen wurde, dass es auch helfe, die
Geschäftslast abzubauen, wenn die Redezeiten eingehalten werden, wurde von Gregor
Rutz deshalb gehalten, weil die SPK-NR der parlamentarischen Initiative knapp mit 13 zu
12 Stimmen keine Folge hatte geben wollen. Der Minderheitensprecher Damien Cottier
(fdp, NE) machte noch auf ein weiteres Problem der Behandlung von Vorstössen an
Sondersessionen aufmerksam: Damit möglichst viele Geschäfte erledigt werden
könnten, würden die Sitzungen an den drei Tagen einer Sondersession immer länger
dauern. Wenn sich nichts ändere, sei es wohl bald nötig, bis um Mitternacht zu tagen
oder die Sondersession um ein oder zwei Tage zu verlängern. Der Vorschlag von Gregor
Rutz sei vernünftig und könne dazu beitragen, wenigstens einen Teil des Problems
anzugehen. 
Für die Kommissionsmehrheit sprachen Ada Marra (sp, VD) und Marianne Binder-Keller
(mitte, AG). Das Parlament dürfe sich nicht selber beschränken, argumentierten sie.
Wahrscheinlich würde das Verbot dazu führen, dass Vorstösse einfach in der nächsten
Session eingereicht würden, was wiederum die Parlamentsmitglieder einschränke, weil
sie nicht mehr zeitnah auf aktuelle Ereignisse reagieren könnten. Die wegen Covid-19
unterbrochene Frühjahrssession 2020 bzw. die nachfolgende Session, bei der die Zahl
eingereichter Vorstösse explodiert sei, weise darauf hin, dass mit zeitlich verschobenen
Einreichungen gerechnet werden müsse. Statt Regeln einzuführen müsse vielmehr an
die Eigenverantwortung appelliert werden. In der Kommission seien aber auch andere
Möglichkeiten diskutiert worden, da die zunehmende Pendenzenlast in der Tat ein
Problem darstelle, berichtete Ada Marra: So könnten etwa die bevorzugte Behandlung
von Vorstössen, die zahlreiche Mitunterzeichnende aufweisen, oder die Möglichkeit für
Koautorenschaften von parlamentarischen Initiativen solche Lösungen darstellen.
Marianne Binder-Keller zitierte eine Studie aus dem Jahr 2018/2019, die zeige, dass das
Schweizer Parlament hinsichtlich institutioneller Möglichkeiten zwar im
«internationalen Mittelfeld» liege, bezüglich Ressourcenausstattung aber an drittletzter
Stelle. Die Forderung, parlamentarische Rechte zu beschneiden, um Kosten zu sparen,
sei in Anbetracht dieser schlechten Ressourcenausstattung nicht haltbar. 
Bei der Abstimmung fand die knappe Kommissionsminderheit dann eine doch recht
deutliche Ratsmehrheit: Mit 115 zu 78 Stimmen (3 Enthaltungen) gab die grosse Kammer
der Initiative Folge. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP, der SVP und der
FDP sowie eine knappe Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion sprachen sich für eine
Weiterverfolgung des Verbots von Vorstössen an Sondersessionen zur Eindämmung der
«Vorstossflut» aus. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.03.2023
MARC BÜHLMANN
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Die Idee der parlamentarischen Initiative von Gregor Rutz (svp, ZH), die Einreichung von
parlamentarischen Initiativen und Vorstössen während Sondersessionen zu verbieten,
sei in der SPK-SR auf viel Sympathie gestossen, eröffnete Andrea Caroni (fdp, AR) sein
Votum für ebendiese Kommission in der Herbstsession 2023. Auch wenn der
Nationalrat der Initiative mit 115 zu 78 Stimmen Folge gegeben habe, empfehle die
ständerätliche Kommission mit 9 zu 2 Stimmen eine Ablehnung, was primär formale
Gründe habe. Es sei zwar in der Tat stossend, dass in Sondersessionen, die ja eigentlich
zum Abbau der Geschäftslast eingeführt worden seien, «bisweilen mehr neue
Geschäfte hängig gemacht» als abgebaut würden. Allgemein betreffe die
parlamentarische Initiative aber vor allem ein Problem des Nationalrats, was sich auch
daran zeige, dass die letzte Sondersession des Ständerats 2009 stattgefunden habe.
Statt eine Gesetzesänderung anzustreben, solle der Nationalrat deshalb eine
untergeordnete Bestimmung in sein Geschäftsreglement einführen. Die Kommission
habe mit dem Initianten gesprochen, der sich mit dieser Idee einverstanden erklärt
habe. Weil aufgrund dieser Argumentation auch der Antrag von Esther Friedli (svp, SG),
der Initiative Folge zu geben, zurückgezogen wurde, folgte der Ständerat dem Antrag
seiner Kommission stillschweigend und gab der Initiative Rutz keine Folge. Es ist also
davon auszugehen, dass im Nationalrat eine Geschäftsreglementsänderung angestossen
werden wird. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.09.2023
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2023, S. 263 ff.; Bericht SPK-NR vom 19.1.23 ; Pa.Iv. 22.433
2) AB SR, 2023, S. 872
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